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Stellungnahme des Flughafenverbandes 
ADV zum Referentenentwurf des Bundesmi-
nisteriums für Verkehr – Entwurf eines Sieb-
zehnten Gesetzes zur Änderung des Luftver-
kehrsgesetzes (17. LuftVGÄndG, Stand: 22. 
April 2026) 

 
 
Der Flughafenverband ADV bedankt sich für die Möglichkeit, zum oben genannten 
Referentenentwurf Stellung zu nehmen. Wir begrüßen das grundsätzliche Ziel des Ge-
setzgebungsvorhabens, den Fluglärmschutz im zivilen Luftverkehr weiterzuentwi-
ckeln, und erkennen das Engagement des Bundesministeriums für Verkehr (BMV) so-
wie des Bundesministeriums für Umwelt, Klimaschutz und Nukleare Sicherheit 
(BMUKN) in diesem Bereich ausdrücklich an. 
 
Die nachfolgende Stellungnahme konzentriert sich schwerpunktmäßig auf die vorge-
schlagene Änderung des § 19b Absatz 1 Satz 6 LuftVG und enthält ergänzende Hin-
weise zu den Regelungen in § 25 Absatz 1 und § 58 Absatz 1 Nummer 8a sowie § 32b 
Absatz 1a LuftVG. 

I. Zur Änderung des § 19b Absatz 1 Satz 6 LuftVG (Entgeltdifferen-
zierung nach Lärmschutzgesichtspunkten) 

1. Kein Regelungsbedarf — bestehendes System ist hinreichend 
und bewährt  

Die geltende Fassung des § 19b Absatz 1 Satz 6 LuftVG verpflichtet die deut-
schen Verkehrsflughäfen bereits ausdrücklich und verbindlich zur Differenzie-
rung ihrer Entgeltordnungen nach Lärmschutzgesichtspunkten. Diese Rege-
lung wird von allen Flughafenstandorten vollumfänglich umgesetzt: Sämtliche 
relevanten Verkehrsflughäfen verfügen über differenzierte Lärmschutzentgelt-
systeme, die in der Praxis nachweislich Steuerungswirkung entfalten und die 
vom Gesetzgeber beabsichtigten Anreize setzen. Die bestehende Norm ist 
hinreichend bestimmt und bedarf keiner inhaltlichen Ergänzung. Für die vor-
geschlagene Änderung besteht nach unserer Auffassung kein nachvollziehba-
rer Regelungsbedarf. 

 
Die ADV empfiehlt daher, die vorgeschlagene Ergänzung des § 19b Ab-
satz 1 Satz 6 LuftVG nicht vorzunehmen und die bewährte Fassung bei-
zubehalten. 
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2. Redaktionelle Hinweise 

Wir erlauben uns, auf eine sprachliche Unschärfe zwischen Normtext und Be-
gründung hinzuweisen: Während der Entwurf in § 19b Absatz 1 Satz 6 LuftVG 
zutreffend auf "lärmärmere Flugzeugmuster" (Komparativ) abstellt, spricht die 
Gesetzesbegründung an der entsprechenden Stelle von "lärmarmen Flug-
zeugmustern" (Positiv). Der Komparativ im Normtext ist sachlich der richtigere 
Begriff, da Lärmschutzentgelte ihrer Natur nach an einer relativen Verbesse-
rung gegenüber lauteren Mustern ansetzen sollen. Wir regen an, die Begrün-
dung insoweit an den Normtext anzugleichen. 
 
Ergänzend möchten wir anmerken, dass die Begründung die vorgeschlagene 
Änderung als "Klarstellung" bezeichnet. Da der bisherige Normtext keine aus-
drückliche Anknüpfung an einzelne Flugzeugmuster enthielt, handelt es sich 
unseres Erachtens inhaltlich eher um eine Konkretisierung des bestehenden 
Gebots. Wir regen an, dies in der Begründung entsprechend zu präzisieren, 
um die Regelungsabsicht des Gesetzgebers unmissverständlich zum Aus-
druck zu bringen. 

II. Ergänzende Hinweise zu weiteren Änderungen 

1. Zu § 25 Absatz 1 Sätze 3 und 4 sowie § 58 Absatz 1 Nummer 
8a LuftVG (Verbotsregelung und ordnungsrechtliche Verant-
wortlichkeit bei Betriebsbeschränkungszeiten) 

Die ADV unterstützt das Ziel der vorgeschlagenen Regelung ausdrücklich: Die 
Einhaltung von Betriebsbeschränkungszeiten an deutschen Verkehrsflughä-
fen ist für den Lärmschutz der Anwohner von zentraler Bedeutung und muss 
wirksam durchgesetzt werden können. Dass hierbei auch Luftfahrtunterneh-
men als Normadressaten in den Blick genommen werden, ist dem Grunde 
nach nachvollziehbar, da die Flugplanung und Umlaufplanung maßgeblich in 
deren Verantwortungsbereich liegen. 

Die ADV möchte gleichwohl auf einen Aspekt hinweisen, der aus ihrer Sicht 
einer ergänzenden Klarstellung in der Gesetzesbegründung bedarf: 

Die neue Formulierung „durchführen oder durchführen lassen" begründet erst-
mals eine unmittelbare ordnungsrechtliche Verantwortlichkeit des Luftfahrtun-
ternehmens. Eine solche Unternehmensverantwortlichkeit ist rechtsstaatlich 
nur dort tragfähig, wo ein konkretes, dem Unternehmen zurechenbares Orga-
nisations- oder Planungsverschulden vorliegt. Verspätungen im Luftverkehr 
entstehen jedoch häufig durch Faktoren, die strukturell außerhalb des Ein-
flussbereichs des Luftfahrtunternehmens liegen, darunter ATC-Restriktionen, 
Kapazitätsengpässe im europäischen Luftraum, Wetterereignisse oder Flug-
hafenprozesse. Der Referentenentwurf erkennt diese systemischen Ursachen 
in seiner Begründung selbst an. Es wäre daher widersprüchlich, aus diesen 
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strukturellen Faktoren ohne weiteres eine ordnungsrechtliche Verschärfung 
zulasten der Luftfahrtunternehmen abzuleiten. 

Die ADV regt daher an, in der Gesetzesbegründung klarzustellen, dass die 
Verantwortlichkeit des Luftfahrtunternehmens nach § 58 Absatz 1 Nummer 8a 
LuftVG ein konkretes, zurechenbares und schuldhaftes Verhalten des Unter-
nehmens voraussetzt, insbesondere eine nachweisbare Ursache in der Flug- 
oder Umlaufplanung, und nicht bereits durch den bloßen Betrieb eines verspä-
teten Fluges ausgelöst wird. Eine solche Klarstellung würde die Verhältnismä-
ßigkeit der Regelung sichern und ihrer Akzeptanz in der Praxis zugutekom-
men, ohne das gesetzgeberische Ziel einer wirksamen Durchsetzung von Be-
triebsbeschränkungszeiten in Frage zu stellen. 

Schließlich weist die ADV darauf hin, dass die Neufassung von § 25 Absatz 1 
Satz 3 LuftVG einen systematischen Wechsel vom bisherigen Erlaubnisvorbe-
halt zu einer ausdrücklichen Verbotsformulierung vollzieht. Diese rechtssyste-
matisch bedeutsame Umstellung wird in der Gesetzesbegründung bislang 
nicht erläutert. Wir regen an, diesen Systemwechsel in der Begründung aus-
drücklich zu adressieren, um Auslegungsfragen im Vollzug zu vermeiden. 

2. Zu § 32b Absatz 1a LuftVG (Beteiligung der Fluglärmkommis-
sionen bei Flugverfahren) 

Die ADV begrüßt, dass das in der Praxis, insbesondere am Flughafen Frank-
furt/Main, bereits etablierte Verfahren der Unterlagenzuleitung an Fluglärm-
kommissionen nun eine gesetzliche Grundlage erhält. Die Ausgestaltung mit 
intendiertem Ermessen (sollen) erscheint angemessen und verhältnismäßig, 
da sie der unterschiedlichen Größenordnung und Komplexität der Flughafen-
standorte Rechnung trägt. 

Wir erlauben uns jedoch, auf zwei offene Punkte im Normtext hinzuweisen: 

§ 32b Absatz 1a LuftVG (neu) verwendet die Passivkonstruktion, wonach der 
Kommission Unterlagen übermittelt werden sollen, ohne den Übermittlungs-
verpflichteten ausdrücklich zu benennen. Aus der Begründung und dem Erfül-
lungsaufwand ergibt sich, dass die Flughafenbetreiber als Normadressaten 
vorgesehen sind. Für Rechtsklarheit und Vollzugssicherheit wäre es vorteil-
haft, diese Verpflichtung im Normtext selbst oder zumindest durch eine ergän-
zende Klarstellung in der Begründung eindeutig zuzuweisen. 

Darüber hinaus regt die ADV an, die Veröffentlichungspflicht im letzten Satz 
des Absatzes 1a verfahrensseitig zu präzisieren. Die vorgeschlagene Rege-
lung unterscheidet nicht zwischen abgeschlossenen Kommissionsempfehlun-
gen und vorläufigen Planungsunterlagen, die sich noch im Abwägungsprozess 
befinden. Letztere können alternative Trassierungen, noch nicht verifizierte 
Lärmprognosen oder fachlich noch nicht konsolidierte Abwägungen enthalten, 
deren vorzeitige und vollständige Veröffentlichung den sachgerechten 
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Planungsprozess erschweren kann. Die ADV schlägt daher vor, die Veröffent-
lichung an einen förmlichen Beschluss der Kommission zu knüpfen. Ein mög-
licher Formulierungsvorschlag wäre: 

„Die Kommission soll diese Unterlagen und ihre Empfehlungen nach Be-
schluss der Kommission veröffentlichen." 

Diese Präzisierung würde die Entscheidungshoheit beim Gremium belassen, 
das mit seinen Mitgliedern, Kommunen, Flughafenbetreiber, Fluglärmschutz-
verbände und Flugplatznutzer, die örtlichen Verhältnisse am besten kennt und 
eine sachgerechte Abwägung zwischen Transparenzinteresse und Schutz 
laufender Planungsprozesse treffen kann. Die grundsätzliche Transparenz-
funktion der Kommission, die die ADV ausdrücklich befürwortet und die an den 
bedeutenden deutschen Verkehrsflughäfen bereits heute gelebte Praxis ist, 
bliebe dabei vollumfänglich erhalten. 

Zudem weist die Gesetzesbegründung darauf hin, den Fluglärmkommissionen 
werde die Beratung bei Flugverfahren als Aufgabe zugewiesen. Der Normtext 
selbst begründet jedoch keine neue Aufgabe, sondern konkretisiert lediglich 
das Informationsverfahren für eine Aufgabe, die den Kommissionen bereits 
nach § 32b Absatz 1 LuftVG obliegt. Wir regen an, die Begründung insoweit 
zu präzisieren, um das Verhältnis von Absatz 1 und dem neuen Absatz 1a klar 
herauszuarbeiten. 

III. Zusammenfassung 

Zu § 19b Absatz 1 Satz 6 LuftVG empfiehlt die ADV, die vorgeschlagene Ergän-
zung nicht vorzunehmen. Die bestehende Norm ist hinreichend bestimmt und ent-
faltet die beabsichtigte Steuerungswirkung; ein Regelungsbedarf ist nicht ersicht-
lich. 
 
Zu § 25 Absatz 1 und § 58 Absatz 1 Nummer 8a LuftVG unterstützt die ADV das 
gesetzgeberische Ziel, die Einhaltung von Betriebsbeschränkungszeiten wirksa-
mer durchzusetzen. Die ADV regt jedoch an, in der Gesetzesbegründung klarzu-
stellen, dass die ordnungsrechtliche Verantwortlichkeit des Luftfahrtunternehmens 
ein konkretes, zurechenbares und schuldhaftes Verhalten voraussetzt und nicht 
bereits durch den bloßen Betrieb eines verspäteten Fluges ausgelöst wird. Dar-
über hinaus sollte der systematische Wechsel von der bisherigen Erlaubnisvorbe-
haltsregelung zur Verbotsformulierung in der Begründung ausdrücklich erläutert 
werden. 

 
Zu § 32b Absatz 1a LuftVG begrüßt die ADV die gesetzliche Verankerung der Un-
terlagenzuleitung an Fluglärmkommissionen. Die ADV regt an, den Normadressa-
ten der Übermittlungspflicht im Normtext oder in der Begründung ausdrücklich zu 
benennen. Darüber hinaus empfiehlt die ADV, die Veröffentlichungspflicht verfah-
rensseitig an einen förmlichen Beschluss der Kommission zu knüpfen, um einen 
sachgerechten Ausgleich zwischen dem Transparenzinteresse der Öffentlichkeit 
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und dem Schutz laufender Planungsprozesse zu gewährleisten. Die grundsätzli-
che Transparenzfunktion der Kommission, die an den bedeutenden deutschen 
Verkehrsflughäfen bereits heute gelebte Praxis ist, bleibt dabei ausdrücklich erhal-
ten. 

 
Darüber hinaus empfiehlt die ADV, die in dieser Stellungnahme aufgezeigten re-
daktionellen und systematischen Aspekte im weiteren Gesetzgebungsverfahren 
zu berücksichtigen, um Rechtsklarheit und Vollzugssicherheit für alle Beteiligten 
zu gewährleisten. 
 

Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung und freuen uns auf den weiteren kon-
struktiven Dialog. 
 

Berlin, den 8. Mai 2026 
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